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Marktwirtschaft  4.0
Innovation, Sicherheit und Nachhaltigkeit 
Für eine neue Dynamik in der Wirtschaft s- 

und Energiepolitik im 21. Jahrhundert
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Sozialstaat – der fördert und fordert, die Sicherung 

eines funktionsfähigen Wettbewerbs, die Förde-

rung von Bildung, Forschung und Innovation und 

eine Orientierung auf nachhaltiges, inklusives 

Wachstum, das alle gesellschaftlichen Wachs-

tumskräft e zur Entfaltung bringen soll.

Das Weißbuch der Bundesregierung zur Arbeit 

4.0 hat Ende 2016 die Palette der Fragestellungen 

aufgeworfen, vor denen wir immer noch stehen, 

insbesondere, was die Zukunft sfolgen der Digi-

talisierung für die unmittelbar an Erwerbsarbeit 

geknüpft en sozialen Sicherungssysteme betrifft  . 

Aber eine Debatte zur Sozialen Marktwirtschaft  

4.0, die den Gesamtkomplex von wirtschaft spo-

litischen und sozialpolitischen Fragen verbindet, 

wird in Deutschland nur zögerlich geführt. Unklar 

bleibt derzeit völlig, wie es nach den Europawahlen 

mit der Arbeit an der Zielvorstellung einer europäi-

schen Sozialen Marktwirtschaft  weiter gehen soll.

Die Soziale Marktwirtschaft  4.0 muss sich gerade 

jetzt ihrer Werte und Prinzipien vergewissern. Drei 

revolutionäre Umbrüche müssen gleichzeitig be-

wältigt werden: Digitalisierung, Mobilitätswende 

und Energiewende. Dafür brauchen wir eine Agen-

da 2030, die Innovation fördert, den Menschen 

Sicherheit und der Wirtschaft  Planungssicherheit 

gibt und die Nachhaltigkeit als Grundprinzip be-

greift . Die digitale Transformation erfordert einen 

angepassten wirtschaftspolitischen Ordnungs-

rahmen, der den Menschen gleichberechtigte 

Unsere Soziale Marktwirtschaft, eine deutsche 

Innovation, steht vor gewaltigen Herausforderun-

gen. Sie hat die deutsche Einheit getragen, sich mit 

der Agenda 2010 runderneuert, sie ist seit dem Lissa-

boner Vertrag Ziel der gesamten Europäischen 

Union. Nun geht es darum, die Europäische Union 

entsprechend zu stärken und zu vertiefen. 

Globalisierung und digitaler Wandel begründen 

nicht nur eine Debatte über Industrie 4.0 oder 

Arbeit 4.0. Wir befi nden uns in einer vierten Phase 

der modernen sozioökonomischen Entwicklung –  

nach der ursprünglich sich herausbildenden Indus-

triegesellschaft  im 18. Jahrhundert, den Anfängen 

des Wohlfahrtsstaates Ende des 19. Jahrhunderts, 

der Etablierung eines prosperierenden Systems 

der Sozialen Marktwirtschaft  und der Schaff ung 

eines europäischen Binnenmarktes und Fortschrit-

ten in der politischen Integration bis zur Millen-

niums-Wende. 

Wir sind mitten in der vierten Entwicklungspha-

se: Der digitale Wandel erzwingt eine neue Balan-

ce und zum Teil eine Neuerfi ndung der zentralen 

Elemente der Sozialen Marktwirtschaft . Dazu ge-

hören individuelle Freiheitsrechte und unterneh-

merische Entscheidungsfreiheit, die Sozialpart-

nerschaft  und Tarifautonomie, ein vorsorgender 

Soziale Marktwirtschaft  4.0 – 
Innovation, Sicherheit und 
Nachhaltigkeit 
Für eine neue Dynamik in der Wirtschaft s- und 
Energiepolitik im 21. Jahrhundert
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menden des Wirtschaft ssystems als auch für deren 

wirtschaft liche Betätigung relevant sind. Sie kenn-

zeichnen das Wesen der Sozialen Marktwirtschaft  

und prägen seit der Annahme des Grundgesetzes 

am 23. Mai 1949 die deutsche Wirtschaft spolitik. 

Die deutsche Wirtschaft und der Arbeitsmarkt 

sind derzeit noch in guter, robuster Verfassung. 

Für 2019 wird erwartet, dass die Wirtschaft  zum 

zehnten Mal in Folge wächst, wenngleich abge-

schwächt. Heute ist die sozialversicherungspfl ich-

tige Beschäft igung – 33,16 Millionen Menschen 

umfassend – auf dem höchsten Stand seit der deut-

schen Einheit. Vor 14 Jahren, im Jahr 2005, lag die 

Arbeitslosenquote bei 11,7 Prozent. Heute ist sie 

mehr als halbiert und beträgt 4,9 Prozent. 

Insbesondere die Reformen der Agenda 2010 haben 

dazu spürbar beigetragen. Jetzt stehen wir er-

neut vor der Aufgabe, eine Reformagenda zu ent-

wickeln. Denn am Horizont ziehen Wolken auf, die 

Konjunkturprognosen werden aktuell nach unten 

revidiert – Anzeichen für das Ende der deutschen 

Hochkonjunktur. 

Teilhabe an Politik, Wirtschaft  und Gesellschaft  

ermöglicht und einen wirksamen Wettbewerb im 

digitalen Zeitalter gewährleistet. Doch statt in die 

vielerorts zu hörende eintönige Schwarzmalerei 

einzustimmen, wirbt das Wirtschaft sforum der 

SPD dafür, die Digitalisierung vor allem auch als 

Chance zu begreifen. Im Kampf gegen den Klima-

wandel etwa kann die Digitalisierung als Werk-

zeug dienen, um die Energie- und Mobilitätswende 

erfolgreich voranzutreiben. 

Deutschland ist in guter Verfassung. Vor 70 Jahren, 

am 8. Mai 1949, beschloss der Parlamentarische 

Rat das Grundgesetz. Es garantiert die Grundrech-

te und hält die wichtigsten staatlichen Prinzipien 

und Werte fest. Politische Stabilität dieses Lan-

des und wirtschaft liche Wohlfahrt der Menschen 

sind seine Verdienste. Dabei ist das Grundgesetz 

auf kein wirtschaft spolitisches System festgelegt. 

Ebenso wenig verordnet es eine wirtschaft spoliti-

sche Programmatik. Doch beinhaltet das Grund-

gesetz Grundrechte, die sowohl für die Teilneh-
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Unser Politischer Beirat hat ein Positionspapier 

»Neue Dynamik für die Wirtschafts- und Ener-

giepolitik im 21. Jahrhundert« mit sechs Kern-

punkten einer Agenda für das Wirtschaft sforum 

der SPD erarbeitet. Der Politische Beirat setzt sich 

aus 43 Expertinnen und Experten aus Ländern, 

Bund und Europa zusammen und berücksichtigt 

auch die Stimmen aus Gewerkschaft en und Wis-

senschaft . In Anlehnung an die Prinzipien der So-

zialen Marktwirtschaft  lässt er sich von der Zielset-

zung des inklusiven Wachstums leiten.

Das Wirtschaft sforum der SPD lädt ein zur Debatte 

um die Soziale Marktwirtschaft  4.0 und eine Agen-

da 2030. Diskutieren Sie mit!

Der wirtschaftliche Erfolg der Bundesrepublik 

Deutschland fußt neben der Verlässlichkeit staat-

licher Rahmenbedingungen vor allem auch auf 

der Innovationskraft  seiner kleinen, mittelstän-

dischen und international agierenden Unterneh-

men. Deren Einbettung in die Gesellschaft  ma-

chen unser Wirtschaft smodell so besonders und 

zeigen: unternehmerischer Geist und gesellschaft -

liche Verantwortung schließen sich nicht gegen-

seitig aus. Fairer Wettbewerb im digitalen Zeitalter 

bedeutet auch, dass globale Digitalunternehmen, 

deren Geschäft smodelle – und maßgebliche Wert-

schöpfung – auf der Monetarisierung von Daten 

von Menschen hierzulande beruhen, ihren verant-

wortungsvollen Beitrag zu diesem Gemeinwesen 

leisten. 

Dr. Michael Frenzel

Präsident

Harald Christ

Schatzmeister

Prof. Dr. Ines Zenke

Vizepräsidentin

Robert M. Maier

Vizepräsident
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Neue Dynamik für die 
Wirtschaft s- und Energiepolitik 
im 21. Jahrhundert

Außerdem gibt es immer neue weltpolitische 

Unsicherheiten und Krisen, die unseren Standort 

und unsere deutschen Unternehmen nicht unbe-

rührt lassen.

Es ist eine gewaltige Herausforderung für unsere 

Demokratie und das System der Sozialen Markt-

wirtschaft , diese Transformation politisch, gesell-

schaft lich und ökonomisch zu begleiten.

Klar ist, Deutschland muss in der Mitte Europas 

ein faires, weltoff enes, dynamisches Land bleiben. 

Wir werden alles für ein starkes Europa unterneh-

men, weil Europa unser Garant für eine friedliche 

Zukunft  und der beste Schutz unserer Werte ist.

Zukunft sfähige politische Rahmenbedingungen 

müssen daher aus unserer Sicht folgendes enthal-

ten:

Erfolgreiche Ökonomie braucht eine zukunft sfähi-

ge Wertschöpfungsbasis und einen umfassenden 

Plan für inklusives Wachstum.

Die deutsche Wirtschaft  steht auch knapp 10 Jahre 

nach der weltweiten Finanz- und Wirtschaft skrise 

gut da. Motivierte Beschäft igte, mutige Unterneh-

mer, Mitbestimmung, Sozialpartnerschaft , gute 

Bildung, ein innovationsfreundliches Umfeld und 

lange Wertschöpfungsketten haben dazu beigetra-

gen. Die vorausschauende SPD-Wirtschaft spolitik 

der letzten Legislaturperiode hat sich intensiv um 

Arbeitsplätze und Zukunft sinvestitionen geküm-

mert.

Die Frage ist aber: »Wie und von was wollen wir 

zukünftig leben?«. Globalisierung, Freihandel, 

Digitalisierung, neue Beschäftigungsformen, 

Investitionen in Infrastruktur, Klimaschutz und 

Innovationen sind Bereiche, die einer neuen De-

fi nition bedürfen. Wir müssen verhindern, dass 

sich Wohlstand und Beschäftigungschancen in 

unserem Lande weiter ungleich verteilen. Soziale 

Gerechtigkeit ist eine fortwährende Zukunft sauf-

gabe. Sie zu gewährleisten ist Auft rag von Politik 

und Wirtschaft . 

Positionspapier des Politischen Beirates des Wirtschaft sforums der SPD
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Demokratie und Rechtsstaatlichkeit sind dabei 

unsere Leitlinien. Unsere europäischen Werte blei-

ben Auft rag und Orientierung. Ein einheitlicher 

Rechtsrahmen in Europa ist unverzichtbar.

Zu einer gerechten Globalisierung gehört aber 

immer auch, sich für faire Handelsbeziehungen 

einzusetzen. Dort, wo mit staatlichen Mitteln ein 

Dumping von Produkten auf dem europäischen 

Markt gefördert wird, müssen wir uns mit eff ektiven 

Mitteln wehren können. Dort, wo unsere Unter-

nehmen in bestimmten ausländischen Märkten 

bei der Expansion behindert oder restriktiven Be-

dingungen unterworfen sind, müssen wir reagie-

ren können. Hierzu muss ein intensiver Dialog mit 

den anderen europäischen Mitgliedstaaten und 

der Europäischen Kommission geführt werden, 

damit Europa möglichst geeint auft reten kann.

Einigkeit ist auch nötig, wenn Großbritannien die 

EU verlassen sollte. Wir haben ein großes Interesse 

an zukunft sfähigen Handels- und Wirtschaft sbe-

ziehungen mit dem Vereinigten Königreich; dies 

ist ebenso zentral wie unsere Außen- und Sicher-

heitsinteressen.

Wir befi nden uns in einer der aufregendsten und 

herausforderndsten Zeiten einer zunehmend 

globaleren Welt. Als eine der führenden Export-

nationen sind wir auf den Zugang zu Märkten an-

gewiesen. Faire Freihandelsabkommen sehen wir 

als politisches Gestaltungsinstrument, ebenso 

wie eine eff ektive regelbasierte Welthandelsorga-

nisation (WTO). Beides wollen wir stärken. 

Mit unseren Handelspartnern wollen wir fort-

schrittliche Standards vereinbaren,  die Rücksicht 

auf gewachsene örtliche Strukturen und Besonder-

heiten nehmen. Wichtige Ziele sind dabei für uns 

die Stärkung der Nachhaltigkeit und der Kampf für 

bessere Arbeits- und Sozialbedingungen. Stärken 

müssen wir, gemeinsam mit dem jeweiligen Ver-

handlungspartner, auch die in Paris vereinbarten 

Ziele zur Bekämpfung des weltweiten Klimawan-

dels. Ein fairer Welthandel und soziale Verbesse-

rungen sind auch wichtige Rahmenbedingungen 

zur Verminderung von Fluchtursachen.

1. Globalisierung gerecht gestalten
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Zur Sicherung ausreichender Mobilität insbeson-

dere im Güterverkehr ist kurz- und mittelfristig 

eine abgestimmte Strategie zur industriellen Pro-

duktion von klimaneutralen e-Fuels notwendig. 

Für die mittel- und längerfristige Erneuerung un-

serer Industrieproduktion ist jedoch noch mehr 

nötig: Wir brauchen zunächst eine Steigerung der 

Forschungs- und Entwicklungsaktivitäten der 

Industrie. Im Blick dabei muss auch der intensive 

Wissenstransfer stehen, um die Innovationen auf 

den Hallenboden der Betriebe zu bekommen. Ge-

rade im Mittelstand wird zu wenig geforscht – die-

se Erkenntnis ist eigentlich nicht neu. Zum wieder-

holten Male hat sich die Bundesregierung für eine 

steuerliche Forschungsförderung für kleine und 

mittelgroße Unternehmen ausgesprochen – jetzt 

muss dies endlich auch kommen! Klug umgesetzt 

kann es eine wichtige Ergänzung von öff entlicher 

Projektförderung sein.

Darüber hinaus müssen wir die Gründerkultur in 

Deutschland stärken. Investitionen in Innovation 

und  die Bereitschaft  Wagniskapital einzusetzen 

müssen gesteigert werden. Wir müssen uns zu ei-

ner Kultur der zweiten Chance bekennen und die 

Kapitalausstattung von Start-ups besonders in der 

Wachstumsphase weiter verstetigen und wo nötig 

verbessern. Junge Unternehmen sind die Basis 

für die immer rascheren Innovationszyklen, von 

denen auch die etablierte Industrie abhängig ist. 

Wir brauchen zudem faire Investitionsbedingun-

gen für Unternehmen. 

Deutschland benötigt als führende Exportwirt-

schaft  eine aktive Begleitung von Investitionen und 

international wettbewerbsfähige Banken. Wir wol-

len deshalb den Finanzstandort Frankfurt stärken. 

Der starke industrielle Sektor hat erheblich zur Be-

wältigung der Finanz- und Wirtschaft skrise beige-

tragen. Den Industriestandort Deutschland gilt es 

zu sichern und auszubauen. Innovationen aus der 

Industrie liefern wichtige Beiträge zur Lösung glo-

baler Probleme, wie etwa der Klimaerwärmung.  

Die Industrie schafft   aber auch die Basis für einen 

modernen industrienahen Dienstleistungssektor.

Für uns sind vollständige – oder möglichst lange 

– Wertschöpfungsketten ein zentraler Stabilitäts-

anker. An einem erfolgreichen Industriestandort 

kann man die Vernetzung von Produktion, Zulie-

fererindustrie, Forschung & Entwicklung bis hin 

zur Logistik am besten aufb auen und längerfristig 

sichern.

Deutschland muss für die Schlüsselindustrien 

der Zukunft  ein wichtiger europäischer Standort 

sein und bleiben. Wir brauchen eine zielgerichte-

te Förderung zum Beispiel der Mikroelektronik, 

von Konzepten und Technologien für die Zukunft  

der Mobilität, alternativer Antriebstechnologien 

und insbesondere der Batteriezellenfertigung und 

-forschung, denn die Batteriezelle wird bei den 

zukünft igen elektrischen Antrieben einen immer 

größeren Teil der Wertschöpfung ausmachen. Die 

von der Bundesregierung zugesagte Unterstüt-

zung für einen Batteriezellenstandort in Deutsch-

land wird sehr begrüßt und muss nun auch von der 

Europäischen Kommission beihilferechtlich abge-

sichert und von mutigen Unternehmen in unserem 

Land umgesetzt werden.

Gleichzeitig ist eine Wasserstoffwirtschafts-

Strategie zu etablieren. Die Entwicklung und An-

siedlung einer Brennstoff zellen- und Elektrolyse-

fertigung sowie eine sektorübergreifende Wasser-

stoff wirtschaft  ist von hoher Relevanz. 

2. Strategie für eine nachhaltige Industriepolitik  
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Beim verstärkten Einsatz der Künstlichen Intelli-

genz stellen sich auch ethische und rechtliche 

(Haft ungs-) Fragen, die einer zeitgemäßen Ant-

wort bedürfen. Die kürzlich einberufene Enquete-

Kommission »Künstliche Intelligenz – Gesell-

schaftliche Verantwortung und wirtschaftliche 

Potenziale« kann diese Fragen beantworten.

Wir brauchen eine stärkere Beschleunigung der 

Digitalisierungsvorhaben in Deutschland. Mit 

staatlichen Investitionen müssen neue Infrastruk-

turen geschaff en werden, auf denen sich erfolgrei-

che Unternehmen entwickeln können. Dazu gehö-

ren neben den klassischen Straßen, Schienen und 

Wasserwegen vor allem intelligente Stromnetze 

(Smart Grid) sowie Giganetze und 5G-Standards 

im Mobilfunk. 

Hierzu gehören auch eine deutliche Beschleuni-

gung von Planungsprozessen und eine Verringe-

rung von überfl üssiger Bürokratie auf allen Verwal-

tungsebenen. Nicht nur der Bund, auch die Länder 

und Kommunalebenen sollten in einer Verantwor-

tung die bestehenden Prozesse nach überfl üssiger 

Bürokratie durchforsten und an deren Abbau ar-

beiten. Bei der Digitalisierung von Verwaltungs-

leistungen für die Wirtschaft  und die Bürger in 

unserem Land müssen wir deutlich besser werden. 

Darüber hinaus benötigen wir neue Abschrei-

bungsregelungen für digitale Investitionen.

Die Digitalisierung sämtlicher Wirtschaft s- und 

Gesellschaft sbereiche entfaltet bereits seit einigen 

Jahren eine enorme Dynamik für die wirtschaft li-

che Entwicklung unseres Landes. Die vierte indus-

trielle Revolution (sog. »Industrie 4.0«) hat Produk-

tion, Wertschöpfungsketten, Dienstleistungen, 

Kommunikation und Gesellschaft bereits stark 

verändert. Das »Internet of Things« wird künft ig 

vermehrt Daten produzieren, die neben Kapital, 

Arbeit und Boden zum neuen Produktionsfaktor 

werden. Autonomes Fahren, FinTech, Kommuni-

kation oder neue Assistenzsysteme werden unser 

Leben erleichtern. Wir werden aber auch eine neue 

Balance zwischen technischen Möglichkeiten und 

persönlichen Datenschutzrechten entwickeln 

müssen. Der Begriff  »Big Data« vermittelt dabei 

nicht nur enorme Chancen, sondern stellt Politik 

und Wirtschaft  auch vor neue Herausforderungen. 

Dabei muss zeitnah rechtliche Klarheit über die 

Hoheit der Daten geschaff en werden, auch um der 

Industrie Rechts- und Planungssicherheit zu ver-

schaff en.

Insbesondere »Künstliche Intelligenz« wird als 

Treiber für innovative Produkte und Dienstleistun-

gen eine immer stärkere Rolle spielen. Künstliche 

Intelligenz wird absehbar in der Lage sein, zahl-

reiche, derzeit von Menschen ausgeführte, Unter-

nehmensprozesse zu übernehmen. Anwendungs-

felder sind z. B. autonome Systeme, Roboter und 

Sprachassistenzsysteme. Es gibt Schätzungen, 

nach denen durch den Einsatz der Künstlichen 

Intelligenz eine Steigerung der Bruttowertschöp-

fung in Deutschland um über eine Billion Euro bis 

2035 möglich ist.

3. Digitalisierung – Investitionen in die 
Infrastruktur der Zukunft 
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Damit die Energiewende langfristig ein Erfolg 

wird, muss die Sektorenkopplung verstärkt wer-

den, also die Verbindung der Sektoren Strom, 

Wärme und Verkehr – angetrieben von »grünem« 

Strom. Hierfür muss auch das bisherige Abgaben- 

und Umlagensystem unter die Lupe genommen 

werden. Gleichwohl darf man sich nicht politisch 

auf eine »all electric society« versteifen. 

Kurzfristig müssen insbesondere die Netzertüch-

tigung sowie der Netzausbau im Vordergrund 

stehen; es muss die Akzeptanz der Bürgerin-

nen und Bürger für den Ausbau von Netzen und 

Erneuerbarer Energie erhalten bleiben. Die Rolle der 

dezentralen Energieversorgung muss dabei 

berücksichtigt werden. Darüber hinaus sind 

effi  ziente Energiespeichersysteme zu installieren 

und weiterzuentwickeln. 

  

Als letzter fossiler Energieträger wird Erdgas be-

nötigt werden. Hier leistet die geplante Pipeline 

Nordstream II einen wichtigen Beitrag zur Versor-

gungssicherheit. Den Interessen der mittel- und 

osteuropäischen Ländern ist dabei Rechnung zu 

tragen. Auch Import von LNG wird einen weiteren 

wichtigen Beitrag leisten. Die dafür nötige Infra-

struktur ist zu erstellen. Für die Sektorenkopplung 

ist eine intakte Gasinfrastruktur auch deshalb not-

wendig, um den erneuerbar erzeugten Wasserstoff  

in das bestehende Gasnetz einzuspeisen.      

    

Die Energiewende mit dem Ziel der Defossilisie-

rung unseres Energiesystems zum Erreichen der 

Klimaziele bietet die Chance der Modernisierung 

unseres Wirtschaft sstandortes. Bis dahin wird für 

den Übergang aber noch konventionelle Strom- 

und Wärmeerzeugung nötig sein. Unter Beach-

tung des Zieldreiecks der sicheren, sauberen und 

bezahlbaren Energieversorgung wollen wir ein 

Energiesystem mit Vorbildcharakter schaff en. 

Bisher erfolgt insbesondere eine Stromwende: Der 

Ausstieg aus der Kernenergie ist beschlossene Sa-

che, der Anteil der Erneuerbaren Energien steigt 

und auch das Ende der Kohleverstromung ist ein-

geleitet. Der weitere Ausbau Erneuerbarer und die 

Reduzierung der fossilen Energien darf die Ver-

sorgungssicherheit in heutiger Qualität nicht ge-

fährden. Der Ausstieg muss mit einem sozial- und 

regionalverträglichen Ausstiegspfad verbunden 

werden. Dies muss vor Ort mit klugen regional- 

und strukturpolitischen Maßnahmen begleitet 

werden, um den betroff enen Menschen eine realis-

tische Zukunft sperspektive zu geben. 

4. Energiepolitik – Energiesystem der Zukunft  
gestalten
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Ganz wichtig ist dabei auch eine lebenslange Bil-

dungs- und Weiterbildungsmöglichkeit. Hier hat 

Bundesarbeitsminister Hubertus Heil einen zu-

kunft sfähigen Ansatz gewählt, der rasch umgesetzt 

werden muss. Ziel seiner Qualifi zierungsoff ensive 

ist es, Mitarbeiter und Unternehmen organisato-

risch, fi nanziell und mental auf den Wandel des Ar-

beitsmarktes vorzubereiten. In erster Linie liegt die 

Verantwortung für diese Qualifi zierung bei den Un-

ternehmen, für die richtigen politischen Rahmen-

bedingungen muss jedoch die Politik sorgen. Eine 

Qualifi zierungsoff ensive kann daher nur ein erster 

Baustein für eine notwendige Weiterbildungsstra-

tegie sein, die schnell und unmittelbar Wirkung auf 

dem Arbeitsmarkt entfaltet.

In der demographischen Entwicklung und dem 

spürbar zunehmenden Fachkräft emangel liegen 

Risiken für weite Teile der Wirtschaft  in Deutsch-

land. Eine bessere Bildung, eine innovative 

Aus- und Weiterbildung, ein modernes Einwan-

derungsgesetz und gute, mitbestimmte und tarif-

gebundene Arbeit sind nötig, um ein attraktives 

und innovatives Arbeitsplatzangebot zu schaff en 

und zu erhalten. Erste Schritte für eine Aufh ebung 

des Kooperationsverbots zwischen Bund und Län-

dern sind bereits getan, weitere müssen folgen. 

Damit kann der Bund stärker in die Ausstattung 

der Schulen investieren. Die Bildungsausgaben 

müssen insgesamt massiv steigen und wir brau-

chen deutlich mehr Vermittlung von Kompetenzen 

in den Bereichen Wirtschaft  und Digitalisierung.  

Alle Schularten müssen hierbei gefördert werden. 

Gerade in der Arbeitswelt gibt es noch Potenzia-

le, die gehoben werden können, damit der bereits 

deutliche spürbare Fachkräft emangel in der Wirt-

schaft nicht zu einem ernsten Wachstumshem-

mer wird. Neben der Einbindung auch von älteren 

Menschen denken wir an die stärkere Integration 

von Frauen in den Arbeitsmarkt. Die Vereinbarkeit 

Familie und Beruf ist dabei nur ein Aspekt eines an 

Lebensphasen orientierten fl exiblen Arbeitszeit-

modells.

5. Investitionen zur Bekämpfung des 
Fachkräft emangels
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Das Wirtschaftsforum der SPD sollte daher bei 

der Bundesregierung einfordern, dass sie für die 

Zeit nach dem Auslaufen des Solidarpakts II ein 

gesamtdeutsches Fördersystem »Gleichwertigkeit 

2030« entwickelt. Ein solches System muss für alle 

Regionen Angebote zur Bewältigung regionaler 

Herausforderungen machen, den Schwerpunkt 

der Unterstützung aber auf die strukturschwachen 

ländlichen und städtischen Regionen legen, weil 

dort der größte Nachholbedarf zur Herstellung 

gleichwertiger Lebensverhältnisse besteht. Diese 

Regionen müssen nach bundeseinheitlichen, ob-

jektiven Kriterien abgegrenzt werden.

Diese 6 Punkte sind Kernpunkte einer Agenda für 

das Wirtschaft sforum der SPD e.V. im Einsatz für 

inklusives Wachstum, verstärkte europäische Zu-

sammenarbeit, eine faire Gestaltung der Globali-

sierung und Zukunft sinvestitionen in Nachhaltig-

keit, moderne Infrastrukturen und nicht zuletzt 

die Menschen in unserem Lande. 

Gleichwertige Lebensverhältnisse auf der Makro-

ebene in Teilen der Bundesrepublik und auf 

Mikroebene in Stadt und Land bleiben für uns 

ein zentrales Ziel. Denn die Gleichwertigkeit der 

Lebensverhältnisse entscheidet, ob die Bürgerin-

nen und Bürger für sich in ihrer Heimat eine Zukunft  

sehen und ob wir einen starken Zusammenhalt be-

wahren und die Vielfalt unserer Regionen erhalten 

können. Der Koalitionsvertrag auf Bundesebene 

sieht dafür die Einrichtung einer Kommission vor. 

Sie ist gefordert, Lösungen für strukturell unterfi -

nanzierte und höchst verschuldete Kommunen zu 

fi nden.

Wir wollen, dass die Menschen auch in den dün-

ner besiedelten, ländlichen Regionen einen guten 

Zugang zu Leistungen der Daseinsvorsorge haben 

und am Aufb au neuer, moderner Infrastrukturen 

partizipieren. Wir wollen, dass der Strukturwan-

del in den Stadtregionen mit hoher Arbeitslosig-

keit gelingt und die Menschen unabhängig von der 

Finanzlage ihrer Städte öffentliche Infrastruk-

turen in guter Qualität vorfi nden. Die innerdeut-

schen Unterschiede bei der Wirtschafts- und 

Steuerkraft, den Löhnen und am Arbeitsmarkt 

wollen wir weiter abbauen.

6. Gleichwertige Lebensverhältnisse in 
Stadt und Land

Berlin, April/Mai 2019
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